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Allgemeinverfügung 

über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavi-
rus SARS-CoV-2 auf dem Gebiet des Kreis Herzogtum Lauenburg  

(30. Allgemeinverfügung des Kreises Herzogtum Lauenburg zu SARS-CoV-2) 
 

 
 

Gemäß §§ 28a Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Ver-

bindung mit § 106 Abs. 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-

Holstein (Landesverwaltungsgesetz – LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung er-

lassen: 

1. 1Das Betreten von allgemeinbildenden Schulen, Förderzentren, berufsbilden-

den Schulen, Ergänzungs- und Ersatzschulen ist untersagt. 2Ausgenommen vom 

Betretungsverbot sind: 

a) Schülerinnen und Schüler, 

b) Lehrkräfte, 

c) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an den Schulen tätig sind, 

d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen, die zur Ausführung von 

Arbeiten an den Schulen tätig sind, 

e) Personen, die sprach- und heilpädagogische Angebote erbringen, 

f) erforderliche Schulbegleiterinnen und -begleiter, 

g) Betreiber sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von schulischen Mensen 

und ähnlichen Einrichtungen,  

h) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von schulischen Institutionen sowie ande-

ren Kooperationspartnern, deren Anwesenheit von der Schulleitung aus 

dienstlichen Gründen als notwendig angesehen wird,  

i) Eltern und Erziehungsberechtigte, deren Anwesenheit aus dienstlichen 

Gründen von der Schulleitung als notwendig angesehen wird,  

j) Personen im Rahmen nicht-schulischer Veranstaltungen, soweit der jewei-

lige Schulträger die Nutzung der Räume gestattet, sowie  

k) Personen, die Waren von Lieferanten an einen fest definierten Punkt in der 

Einrichtung übergeben. 
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3Schulverwaltung und Schulträger sind verpflichtet, weitergehende schulorganisa-

torische Maßnahmen zu ergreifen, um das Risiko einer Ansteckung mit dem 

SARS-CoV-2-Virus im Schulbetrieb zu reduzieren. 

2. 1Erwachsene Personen (einschließlich der pädagogischen Fachkräfte) sollen in 

Angeboten der Kindertagesbetreuung (Elementar, Krippe, Hort und Kinderta-

gespflege) eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2a Abs. 1 Satz 1 der 

Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2, ersatzver-

kündet am 29.11.2020, tragen. 2Dies gilt nicht für Personen, die aufgrund einer 

körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung keine Mund-Nasen-

Bedeckung tragen können und dies glaubhaft machen können. 3Pädagogische 

Fachkräfte können in der Betreuung der Kinder mit Blick auf das Kindeswohl situ-

ationsabhängig, z. B. zur gezielten Sprachförderung oder beim Streitschlichten 

und Trösten der Kinder, vorübergehend auf das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung verzichten. 

3. Ausnahmen von Ziffer 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung können vom Gesund-

heitsamt des Kreises Herzogtum Lauenburg gewährt werden, soweit die durch die 

Beschränkungen bewirkten Belastungen im Einzelfall eine besondere Härte dar-

stellen und die Belange des Infektionsschutzes nicht überwiegen. 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 16. Dezember 2020 und ist nach §§ 28a 

Absatz 1, 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 16 IfSG befristet bis ein-

schließlich Sonntag, den 10. Januar 2021. Die Allgemeinverfügung über Maß-

nahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-

CoV-2 auf dem Gebiet des Kreis Herzogtum Lauenburg (29. Allgemeinverfügung 

des Kreises Herzogtum Lauenburg zu SARS-CoV-2) vom 11.12.2020 ist mit Ab-

lauf des 15.12.2020 aufgehoben. 

 

5. Die Allgemeinverfügung ist gemäß §§ 28a, 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 

Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar.  

 

Begründung 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf einem Runderlass gemäß 

§ 3 Absatz 2 Satz 2 GDG des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie 

und Senioren vom 11.12.2020 und 15.12.2020 (Az. VIII 40 – 23141/2020).  
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Vor dem Hintergrund der aktuell wieder gestiegenen Fallzahlen der Infektionen mit 

dem SARS-CoV-2-Virus im gesamten Bundesgebiet, dem Land Schleswig-Holstein 

sowie der Anzahl an Erkrankungen an COVID-19 im Kreis Herzogtum Lauenburg 

müssen unverzüglich weitere Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbreitungsdyna-

mik und zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. Effektive Maß-

nahmen sind dazu dringend notwendig, um im Interesse des Gesundheitsschutzes 

die dauerhafte Aufrechterhaltung der wesentlichen Funktionen des Gesundheitssys-

tems sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf dem Gebiet des Kreises 

Herzogtum Lauenburg sicherzustellen. Die großflächige Unterbrechung, Eindäm-

mung bzw. Verzögerung der Ausbreitung des neuen Erregers stellt das einzig wirk-

same Vorgehen dar, um diese Ziele zu erreichen. 

Im Kreis Herzogtum Lauenburg ist es in den letzten Tagen vermehrt zu Infektionen 

mit dem SARS-CoV-2-Virus gekommen. Dabei sind nicht alle Infektionsketten nach-

vollziehbar, allerdings lassen sich zahlreiche Infektionsketten zu Feiern, Partys und 

nahe Kontakte bei Sportveranstaltungen zurückführen. Die 7-Tage Inzidenz der 

SARS-CoV-2 Fälle liegt aktuell (11.12.2020) bei 71,4 Fällen je 100.000 Einwohner. 

Eine örtliche Konzentration der Infektionen auf bestimmte Städte oder Gemeinden 

innerhalb des Kreisgebiets ist nicht möglich.  

Dies lässt erkennen, dass sich das SARS-CoV-2-Virus diffus im Kreis Herzogtum 

Lauenburg ausgebreitet hat. Maßnahmen zur Eindämmung sind deshalb im Rahmen 

der getroffenen Regelungen erforderlich. 

Mit dieser Verschärfung der bisherigen Regelungen wird gleichwohl angemessen in 

die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger eingegriffen, weil andere ebenso effek-

tive Maßnahmen nicht ersichtlich ist und milder eingreifende Mittel keinen Erfolg – 

insbesondere keinen Rückgang der Infektionszahlen – bewirkt haben. Gemäß Erlass 

des Landes sind diese Kontaktbeschränkungen rückgängig zu machen, sobald die 

Inzidenz von 70 Infektionsfällen auf 100.000 Einwohner in 7 Tagen an fünf aufeinan-

der folgenden Tagen unterschritten wird. Damit wird dem Verhältnismäßigkeitsgrund-

satz ausreichend Rechnung getragen. 

Das Betretungsverbot für Bildungseinrichtungen enthält zahlreiche Ausnahmetatbe-

stände, so dass der Schulunterricht tatsächlich aufrecht erhalten bleiben kann. Selbi-

ges gilt für den Betrieb von Kindertagesstätten.  

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landrat des Kreises Herzogtum Lauen-

burg, (Fachdienst Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Barlachstraße 2, 23909 Ratzeburg) ein-

zulegen.  

 

Ratzeburg, den 15.12.2020 
 
        Dr. Christoph Mager 
                  Landrat 


